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Textliche Festsetzungen und örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 86 BauO NRW) 
Bebauungsplan Nr. 03.020 - Dürerstraße -, 9. Änderung:

1. Art der baulichen Nutzung gem. und Beschränkung der Zahl der Wohnungen(§ 9 (1) Nr. 1, 6 BauGB)

1.1 Im Plangebiet WR2 sind nur Wohngebäude zulässig. 
1.2 Die höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9(1) Nr. 6 BauGB) im Plangebiet WR2 auf eine Wohnung je Wohngebäude 
begrenzt. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m BauNVO)

2.1 Im WR2 können Gebäude mit geneigten Dächern mit einer Gebäudehöhe von maximal 9,00 m errichtet werden oder Gebäude mit Flachdach 
mit einer Gebäudehöhe von maximal 6,50 m. 
2.2 Bei geneigten Dächern gilt die Schnittlinie der Außenfläche der Dachhaut als Oberkante. 
2.3 Der Bezugspunkt der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen ist jeweils die Höhenlage des Kanaldeckels  KD Nr. 34500  (KD = 70,05 NHN) 
in der  Holbeinstraße .

3. Ver- und Entsorgungsleitungen (§ 9 (1) Nr. 13 BauGB) 

3.1 Ver- und Entsorgungsleitungen sowie sämtliche Niederspannungs- und Telekommunikationsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

4. Ausgleich und Ersatzmaßnahmen § 9 (1) Nr.26 (1a) BauGB iV.m. § 1a (3) BauGB
    Im WR2 sind zwei Obstbäume (alte heimische Sorten) zu pflanzen. Die Pflanzung ist dauerhaft zu unterhalten und bei Verlust zu ersetzten. 

5. Festsetzungen gemäß § 86 BauO NRW in Verbindung mit § 9 (4) BauGB - örtliche Bauvorschriften 

5.1 Gebäudehöhe und Dachgestaltung

5.1.1 Geneigte Dacheindeckungen sind im gesamten Geltungsbereich ausschließlich mit Dachziegeln oder Dachsteinen auszuführen.
5.1.2 Die Dacheindeckung darf nicht in glänzender oder reflektierender Form und nur in den Farben Schwarz, Grau, Rot oder Braun ausgeführt 
werden.

5.2. Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m § 86 BauO NRW) und ihre Zufahrten

5.2.1 Die Oberflächen von Hofflächen, Garagenzufahrten, Stellplätzen oder Fußwegen sind mit wasserdurchlässigen Materialien zu gestalten.

Hinweise:

Zur Vermeidung von populationsrelevanten Störungen während der Brut- und Aufzuchtzeit im Sinne von § 42(1) Nr.1 BNatSchG soll gem. 
artenschutzrechtlicher Untersuchung vom 02.05.2016 die Baufeldräumung außerhalb der sensiblen Zeit von März bis Juli erfolgen. 

Denkmalschutz
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch 
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder 
pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt Hamm als Untere 
Denkmalbehörde (Telefon: 02381/174561, -62, Fax: 02381/172920) und/oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Außenstelle Olpe (Telefon: 
02761/93750, Fax: 02761/937520) unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mind. drei Werktage in unverändertem Zustand zu 
erhalten (§ 15 und 16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erforschungen bis zu sechs Monate in 
Besitz zu nehmen (§ 16 Abs. 4 DSchG NW).

Bergrechte und Erlaubnisfelder
Die vorliegenden Informationen sind der Begründung zu entnehmen. Für weitergehende Auskünfte ist die Bezirksregierung Arnsberg, Abt. 6 oder 
der jeweilige Rechteinhaber zuständig.

Bergbau
Das Plangebiet liegt im Bereich von bergbaulichen Einwirkungen. Die Bauherren sind gehalten, im Zuge der Planung zwecks eventuell notwendig 
werdender Anpassungs- und Sicherungsmaßnahmen (§§ 110 ff Bundesberggesetz) mit der RAG Aktiengesellschaft, Shamrockring 1, 44623 
Herne Kontakt aufzunehmen.

Methanausgasungen im Bereich I gemäß Methan-Potentialkarte der Stadt Hamm
Nach gutachterlichen Feststellungen liegt der Geltungsbereich des Bebauungsplanes in dem großflächigen Bereich I, in dem aktuell 
keine Ausgasungen von Kohlenflözgasen nachgewiesen werden können. Nähere Informationen können beim Umweltamt eingeholt 
werden.

Kampfmittelräumdienst
Generell ist bei allen Baugrundeingriffen erhöhte Aufmerksamkeit geboten, da die Existenz von Kampfmitteln nie ganz ausgeschlossen 
werden kann. Falls bei Erdarbeiten verdächtige Gegenstände gefunden werden oder eine außergewöhnliche Verfärbung des Erdreichs 
zu vermerken ist, wenden Sie sich bitte sofort telefonisch an Feuerwehr (Tel. 02381/903-250, 02381/903-0 oder Notruf 112) oder Polizei 
(Tel. 02381/916-0 oder Notruf 110).

Bodenverunreinigungen
Nach § 2 LBodSchG (LandesBodenSchutzGebiet) sind Bauherren und Bauherrinnen verpflichtet, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 
Altlast oder schädlichen Bodenveränderungen, die bei der Baumaßnahme, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Eingriffen in den 
Boden und den Untergrund bekannt werden, unverzüglich der zuständigen Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Sollten daher Auffälligkeiten 
in Boden, Bodenluft bzw. Grundwasser erkennbar werden, ist das Umweltamt (Untere Bodenschutzbehörde, Tel. 02381 / 17-7101, Fax 
02381 / 17-2931) unverzüglich zu benachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich sofort einzustellen.

Versorgung des Plangebietes
Die Erschließung des hinten liegenden Gebäudes mit Strom, Gas und Wasser ist über die vorhandenen Versorgungsmedien in der 
Holbeinstraße möglich. Durch das im Bebauungsplan dargestellte Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht auch zu Gunsten von d) der 
Stadtwerke Hamm GmbH, ist eine Versorgung des hinten liegenden Gebäudes planungsrechtlich gesichert. Als Versorgungsträger für 
den Planungsbereich ist die Energie- und Wasserversorgung Hamm GmbH an den weiteren Planungen frühzeitig zu beteiligen.

Nutzung von Niederschlagswasser
Unverschmutztes Niederschlagswasser (z.B. von Dachflächen) kann auch in Zisternen eingeleitet und als Brauchwasser verwendet 
werden. Durch vorzusehende Überläufe an den Zisternen ist ein Abfluss in die Anlagen zur Ableitung des Niederschlagswassers 
sicherzustellen.

Anschluss von Drainleitungen
Sofern die geplanten Gebäude im Grundwasser bzw. im Schwankungsbereich des Grundwassers errichtet werden, müssen Keller in 
abgedichteter Form als weiße oder schwarze Wanne ausgebildet werden. Nach der Abwassersatzung der Stadt Hamm dürfen 
Drainleitungen weder direkt noch indirekt über die Grundstücksentwässerungsanlagen an die Abwasseranlage angeschlossen werden. 

Kontaktdaten
Die hier genannten Kontaktdaten haben den Stand der Rechtskraft des Bebauungsplanes und können sich ändern.

DIN-Normen
Die auf dieser Planurkunde genannten DIN-Normen und VDI-Richtlinien können im Bautechnischen Bürgeramt des Technischen 
Rathauses, Gustav-Heinemann-Straße 10, 59065 Hamm eingesehen werden.

Übersichtsplan

Bebauungsplan Nr.03.020
- Dürerstraße -

9. (vereinfachte) Änderung

Kennzeichnung in Textform gemäß §9(5)BauGB
Unter den im Geltungsbereich liegenden Flächen ging 
der Bergbau um.
Auch nach Beendigung des Kohleabbaues muss mit 
bergbaulichen Auswirkungen gerechnet werden.


